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Probleme mit den  
„lieben“ Nachbarn
Was muss ich dulden, was nicht?

Neue Heizkosten- 
abrechnungsnovelle!
Das Gesetz wurde in Heiz- und Kältekosten- 
abrechnungsgesetz umbenannt
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Besitzstörung: 
In der Praxis  
ein häufiges Problem
Doch wann liegt eine 
Besitzstörung vor?

Die wichtigsten  
Punkte der  

WEG-Novelle 2022
Bei Änderungen an Wohnungseigentums- 

objekten kommt es zu Erleichterungen
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All die oben angeführten Beispiele stellen 
eine Störung des Besitzes dar, und daher 
kann dagegen mit einer Besitzstörungskla-
ge, welche in § 339 ABGB normiert ist, vor-
gegangen werden.
Die Rechtsprechung hat das Vorliegen ei-
ner mieterseitigen Besitzstörungshand-
lung in folgenden Fällen verneint: Das An-
bringen eines kleinen Bohrlochs im Tür-
stock zum Zwecke der Verlegung eines 
Antennenkabels; das Anbringen eines Zei-
tungshalters an der Außentür in üblichem 
Ausmaß sowie das Einziehen und die Ver-
fliesung einer leicht zu entfernenden Zwi-
schendecke.

Vorab ist es wichtig, die Besitz-
störung hinlänglich zu doku-
mentieren, um das Vorliegen 
derselben in einem Verfah-
ren beweisen zu können; dies 
kann etwa durch Bild- und Vi-
deoaufnahmen geschehen.
Sodann ist die Identität des 
Störers/der Störerin zu klären. Im Zuge 
von Störungen im Mietverhältnis wird dies 
ohnehin oftmals offenkundig sein.
Unbedingt zu beachten ist die 30-tägige 
Frist, die ab Kenntnis der Besitzstörung 
und der Identität des Störers/der Störe-
rin zu laufen beginnt. Die Klage muss in-
nerhalb jener Frist bei Gericht eingelangt 
sein, nicht entscheidend ist daher das Da-
tum der Postaufgabe.
Sollte man die Frist aus welchen Gründen 
auch immer versäumt haben, so kann nach 
wie vor eine Unterlassungsklage einge-
bracht werden. In einem gesonderten Ver-
fahren können zudem Schadenersatzan-
sprüche geltend gemacht werden, sofern 
durch die Besitzstörung Schäden entstan-
den sind.
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Liebe Leserinnen und Leser!

Es ist kein Zufall, dass Österreich einen ho-
hen Anteil an Miethaushalten aufweist und 
bislang zu den wohlhabendsten Ländern 
Europas gezählt hat. Um den Wohlstand zu 
sichern, war die Politik jahrzehntelang be-
strebt, die Mietkosten in einem vernünftigen 
Verhältnis zu den Einkommen und übrigen 
Konsumausgaben zu halten. 

Doch dieses System ist ins Wanken geraten. 
Versäumte Gesetzesanpassungen haben be-
wirkt, dass Mietzinsgrenzen nur für Gebäu-
de bestehen, die vor mehr als 70 (!) Jahren 
errichtet wurden. Und selbst wenn Mietzins-
bestimmungen zum Tragen kommen, sind 
die Regelungen so unklar, dass bei einer 
Überprüfung auch erfahrene Mietrechtsju-
rist/innen manchmal nicht annähernd pro-
gnostizieren können, wie ein Verfahren ent-
schieden wird. Da auch Richter/innen mit 
der Rechtslage überfordert sind, beauftra-
gen diese Sachverständige aus dem Immobi-
lienbereich mit der Beurteilung des Mietzin-
ses. Dass hier die erforderliche Neutralität 
nicht gegeben sein kann, ist evident – und 
doch ist es gängige Rechtspraxis.
Als ob das nicht genug wäre, hat das vor ei-
nigen Jahren liberalisierte Befristungsrecht 
bewirkt, dass viele Menschen sich alle paar 
Jahre sorgen müssen, ob ihr Mietvertrag ver-
längert wird oder ob man wieder auf Her-
bergssuche gehen muss.
Welchen Plan verfolgt der Gesetzgeber? Hat 
er überhaupt einen Plan? Man muss kein/e 
Wirtschaftsprofessor/in sein, um zu erah-
nen, dass schwierige Wohnverhältnisse und 
der damit verbundene Sparzwang eine gan-
ze Volkswirtschaft abwürgen können.
Doch das ist nicht gottgegeben. Vor 100 Jah-
ren hat Österreich in einer schwierigen wirt-
schaftlichen Situation ein vorbildhaftes Mie-
tengesetz in Kraft gesetzt, das als erfolgrei-
ches Instrument der Verbesserung der Wohn-
verhältnisse dienen sollte. Warum nicht noch 
einmal ein gutes Gesetz beschließen? Wir 
werden jedenfalls nicht müde, uns dafür mit 
konkreten Vorschlägen einzusetzen!

Wir wünschen allen unseren Mitgliedern 
schöne Weihnachtsfeiertage und ein gesun-
des neues Jahr!
� Ihr Mieterschutzverband

vorwort

Versäumte Gesetzesanpas-
sungen für Mietzinsgrenzen

Vorab ist es 
wichtig, die 
Besitzstörung 
hinlänglich zu 
dokumentieren.

Besitzstörung:  
In der Praxis  
ein häufiges Problem
Wenn das Wort „Besitzstörung“ fällt, kommt vielen unweigerlich das 
Bild des falsch parkenden Autos auf privatem Grund in den Sinn.  
Und auch wenn man noch nicht selbst davon betroffen war, so kennt 
man zumindest jemanden, der auf diese Weise bereits Besitzstörung 
begangen hat.

Besitzstörungen können vielfältig aus-
gestaltet sein, daher wird die Thema-
tik der Besitzstörung im Folgenden 

in mietrechtlicher Hinsicht dargestellt.
Vorab ist anzumerken, dass nicht nur der/
die Eigentümer/in, sondern auch der/die 
Besitzer/in durch den Besitz geschützt 
ist und somit auch die Mieter/innen ei-
ner Wohnung oder einer Geschäftsräum-
lichkeit. Durch den Mietvertragsabschluss 
bzw. die tatsächliche Übergabe des Be
standobjekts erwirbt der/die Mieter/in so-
genannten Rechtsbesitz. Dieser Rechts-
besitz wird durch den Sachbesitz des/der 
Vermieter/in (diese/r ist Eigentümer/in 
der Wohnung) nicht eingeschränkt.
Der Rechtsbesitz umfasst alles, was der be-
dungene Gebrauch iSd § 1096 Abs 1 Allge-
meines bürgerliches Gesetzbuch (ABGB) zur 
(Mit-)Nutzung erfordert. So sind nicht nur 
die Wohnung, sondern auch etwa der Haus-
flur, das Stiegenhaus und der Gebrauch der 
Wohnungsklingel davon umfasst.

Doch wann begeht der/die Vermieter/in 
Besitzstörung? Der wohl häufigste Fall ei-
ner vermieterseitigen Besitzstörung liegt 

im unerlaubten Betreten der Wohnung; so 
etwa, wenn der/die Vermieter/in ohne Wis-
sen des Mieters/der Mieterin die Wohnung 
betritt, um Fotos anzufertigen. Oder wenn 
in kalten Wintermonaten plötzlich die Hei-
zung ausfällt und der/die Mieter/in der Sa-
che nach langem Hin und Her schließlich 
auf den Grund geht und sich herausstellt, 
dass der/die Vermieter/in den Gasbezug 
unterbunden hat – die Unterbindung des 
Gas- und ebenso des Strombezugs stellt ei-
ne Besitzstörung des Vermieters/der Ver-
mieterin gegen den/die Mieter/in dar. 
Aber auch andere Konstellationen sind 
denkbar, wie z. B. die Einschränkung bzw. 
Erschwerung der Benutzung des Kellers, 
zu dem der/die Mieter/in bislang uneinge-
schränkten Zugang hatte.
Besitzstörung ist auch dann gegeben, 
wenn der/die Vermieter/in den Türknauf, 
das Türschloss, die Türnummer und den 
Briefeinwurfschlitz mit Farbe übermalt 
oder ein vom Mieter/von der Mieterin an-
gebrachtes Geschäftsschild, das zulässi-
gerweise oberhalb der Hauseinfahrt ange-
bracht wurde, wegen Sanierungsarbeiten 
am Haus demontiert; oder wenn der/die 

Vermieter/in einen vom Mieter/von der 
Mieterin zulässigerweise benützten Raum 
verkleinert oder die Leitung zu einer beste-
henden Dachantenne durchtrennt.
Keine Besitzstörungshandlung des Ver-
mieters/der Vermieterin liegt hingegen 
vor, wenn dieser/diese eine Gassteiglei-
tung erneuert, sodass für die Dauer der 
Arbeiten weder Kochen mit Gas noch war-
mes Duschen möglich ist. Oder wenn es 
aufgrund von notwendigen Reparaturar-
beiten zu kurzfristigen Unterbrechungen 
der Wasserzufuhr kommt.

Doch nicht nur der/die Vermieter/in, son-
dern auch der/die Mieterin bzw. Perso-
nen, für deren Verhalten dieser/diese ver-
antwortlich ist, können sich der Besitz-
störung schuldig machen, nämlich dann, 
wenn das Mietobjekt über den vertrags-
mäßigen oder verkehrsüblichen Umfang 
hinaus benützt wird.
So etwa, wenn der/die Mieter/in unzuläs-
sigerweise die Mietrechte ausdehnt, indem 
nicht angemietete Räumlichkeiten bzw. 
Flächen benutzt werden; wenn eine Klima-
anlage an der Außenfassade angebracht 
wird oder ohne Zustimmung Wasserrohr-
leitungen verlegt werden. Oder durch In-
anspruchnahme von Hofflächen durch das 
Aufstellen von Gartenmöbeln; durch Aus-
tausch der Holzfenster gegen Kunststoff-
fenster, sofern keine vermieterseitige Zu-
stimmung vorliegt.

Bi
ld

qu
el

le
: A

nd
y 

D
ea

n 
(s

hu
tt

er
st

oc
k) Die Klage richtet sich auf die reine Fest-

stellung der Störung des Besitzes, die Wie-
derherstellung des letzten ruhigen Besit-
zes vor der Störung sowie die Untersagung 
weiterer Störungen. 
Sofern es notwendig ist, kann das Bezirks-
gericht bereits während der Verhandlung 
„einstweilige Vorkehrungen“ anordnen. 
So kann dem/der Vermieter/in angeord-
net werden, den unterbundenen Gasbezug 
wieder herzustellen, damit der/die Mieter/
in nicht in einer kalten Wohnung ausharren 
muss. Ebenso rechtfertigen der Austausch 
des Türschlosses und somit das Verwehren 
des Zutritts zum Bestandobjekt samt dem 

hiermit verbundenen Aus-
schluss von der Benützung die-
ser sowie der in der Wohnung 
befindlichen Fahrnisse den Er-
lass von einstweiligen Vorkeh-
rungen.
Im Besitzstörungsverfahren 
werden lediglich der letzte 
ruhige Besitzstand sowie die 

Störung durch den/die Beklagte/n erör-
tert, nicht jedoch, ob er/sie überhaupt ein 
Recht zum Besitz hatte. Somit genießt auch 
der unredliche, unrechtmäßige und sogar 
der unechte Besitzer (z. B. der/die Dieb/
in) possessorischen Schutz. Der Grund da-
für liegt darin, dass auf diese Weise rasche 
Abhilfe gewährleistet ist und keine kom-
plizierte Beweisführung durchgeführt wer-
den muss.
Beendet wird das Verfahren mit einem so-
genannten Endbeschluss, der sofort voll-
streckbar ist. Derjenige/diejenige, der/
die den Prozess verliert, trägt die Kosten 
des Verfahrens – der/die Verlierer/in hat 
sowohl die eigenen Kosten der Besitzstö-
rungsklage als auch die Kosten des Geg-
ners/der Gegnerin zu tragen.

Mag. Cyril Dominik Giles
Mieterschutzverband Oberösterreich

 

zur Landeskonferenz des Mieterschutzverbandes Niederösterreich (ZVR 438149405)

Freitag, 14. Jänner 2022, 12.00 Uhr
im Büro des Mieterschutzverbandes Niederösterreich 
in 2700 Wiener Neustadt, Eyerspergring 7 

Tagesordnung:
• Begrüßung
• Rechenschaftsberichte
• Entlastung des Vorstandes
• Neuwahl der Vereinsorgane
• Konstituierung des neuen Vorstandes
• Allfälliges

einladung

Für den Vorstand:
Mag. Wolfgang Czuba 
(Landesobmann)
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Scheitern die Ver-
gleichsverhand-
lungen jedoch, 
ist der Anspruch 
unverzüglich ge-
richtlich geltend zu 
machen.

Mag. Wolfgang Czuba
Mieterschutzverband Niederösterreich

Das Gesetz ist nicht auf alle Abrech-
nungen solcher Kosten anwendbar. 
Voraussetzung ist, dass zumindest 

vier Nutzungsobjekte durch eine gemein-
same Wärme- oder Kälteanlage versorgt 
werden, die Wärme- und Kälteabnehmer/
innen Einfluss auf den Verbrauch nehmen 
können und entsprechende Geräte zur 
Verbrauchsfeststellung vorhanden sind. Es 
gibt eben auch noch immer Anlagen, die 
über keine Verbrauchszähler verfügen und 
daher z. B. gemäß § 24 Mietrechtsgesetz 
(MRG) ausschließlich über die Fläche ab-
rechnet werden.

Wie angekündigt, enthält das neue Gesetz 
neben den bisherigen Re-
geln über die Abrechnung 
von Heizungs- und Warm-
wasserkosten nun auch 
Regeln zu den Kältekos-
ten. Auf das Problem, dass 
dies zusätzliche Belastun-
gen im Bereich Abrech-
nungen, Ablesungen und 
Messleistungen verursa-
chen könnte und dies auch 
zu einer „Zwangsbeglü-
ckung“ für Mieter/innen, 
die gar keine Kälte bezie-

Wie in der letzten Ausgabe angekündigt, wurde nun das bisherige Heizkosten-
abrechnungsgesetz novelliert. Das Gesetz wurde in Heiz- und Kältekosten- 
abrechnungsgesetz umbenannt.

hen möchten, führen kann, wurde bereits 
in der letzten Ausgabe hingewiesen.

Eine wichtige Änderung ist, dass Vertei-
lungsschlüssel geändert werden, nämlich 
sowohl jene Verteilungsschlüssel, die zur 
Anwendung gelangen, wenn keine Verein-
barung vorliegt, als auch der Rahmen für 
Verteilungsschlüssel, die vereinbart wer-
den können. Dabei gab es eine Verschie-
bung, und zwar dahingehend, einen höhe-
ren Anteil der Energiekosten über den Ver-
brauch abzurechnen.
Ein Beispiel: Ohne Vereinbarung wurden 
bisher 65 % der Energiekosten nach dem 
Verbrauch und 35 % nach der Nutzfläche 

abgerechnet. Der neue Schlüssel 
ist nun bei Heizungs- und Warm-
wasserkosten 70 % zu 30 % und 
bei Kältekosten neu 90 % zu 10 %.
Wegen der geringen Umsatz-
steuer auf Warmwasserkosten 
wird sich der veränderte Vertei-
lungsschlüssel für die Auftei-
lung von Heizungs- und Warm-
wasserkosten (60 % zu 40 % statt 
wie bisher 70 % zu 30 %), wenn 
diese nicht extra bestimmt wer-
den können, kostengünstig aus-
wirken.

Leider ist die Regel, dass es bei Erstbezug 
erlaubt ist, die Kosten erst nach 22 Mona-
ten abzurechnen, im Gesetz verblieben. 
Die von uns in der Stellungnahme eben-
falls kritisierte Erhöhung des Satzes von 
5 % auf 15 % im § 22 Abs. 3, wonach erst 
bei einem Fehler von über 15 % (!) eine so-
fortige Korrektur und nicht erst eine Kor-
rektur in der kommenden Abrechnung er-
folgen hätte müssen, wurde erfreulicher-
weise in der Endfassung des Gesetzes 
nicht mehr aufgenommen, und so bleibt es 
nun beim bisherigen Satz von 5 %.
Gegenüber dem Entwurf wurde auch ein 
neuer § 24 b geschaffen, der die Situati-
on von Mieter/innen von Wohnungseigen-
tumswohnungen verbessern soll, die kei-
ne Abnehmer/innen im Sinne des Geset-
zes sind. Diesen muss nun auch ohne Auf-
forderung eine Abrechnung übermittelt 
werden.
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Neue
Heizkosten- 
abrechnungs- 
novelle  
beschlossen!

Vorab wurden die Voraussetzungen 
des § 1 Mietrechtsgesetzes (MRG) 
mit den vom Mitglied gemachten 

Angaben überprüft. Zudem wurden etwai-
ge erforderliche Auskünfte bei den zustän-
digen Behörden eingeholt. Nach Feststel-
lung der Vollanwendung des Mietrechtsge-
setzes wurde abgeklärt, ob man sich inner-
halb der Frist des § 16 Absatz 8 MRG be-
findet. Nach dieser Bestimmung endet die 
Frist zur Geltendmachung der Unwirksam-
keit der Mietzinsvereinbarung bei befriste-
ten Hauptmietverhältnissen sechs Monate 
nach Auflösung des Mietverhältnisses. Das 
Mitglied kam kurz vor Ablauf dieser Frist 
und wurde rechtlich beraten, insbesondere 
über die genannte Frist aufgeklärt. Es be-
stand schneller Handlungsbedarf, um die 
Frist zu wahren.

Da vor Einleitung eines Verfahrens grund-
sätzlich zunächst die außergerichtliche 
gütliche Einigung versucht 
wird, wurde der Vermieterseite 
unter Berücksichtigung des an-
zuwendenden Richtwertes so-
wie der Zu- und Abschläge ein 
Angebot unterbreitet, um in 
außergerichtlichen Vergleichs-
verhandlungen ein Ergebnis zu 
erzielen. Denn bei der genann-
ten Frist des § 16 Abs 8 MRG 
handelt es sich um eine Präklusionsfrist, 
und auf diese sind die Vorschriften über 

Gegenstand des Falles war die Überprüfung der vereinbarten  
Mietzinsvereinbarung eines bereits beendeten Mietverhältnisses 
sowie die dahingehende Vorgehensweise.

Hemmung und Unterbrechung gemäß 
§§  1494ff  Allgemeines bürgerliches Ge-
setzbuch (ABGB) anzuwenden. Scheitern 

die Vergleichsverhand-
lungen jedoch, ist der An-
spruch unverzüglich ge-
richtlich geltend zu ma-
chen. Da der Ablauf der 
Frist kurz bevorstand und 
der Postlauf samt Setzung 
einer angemessenen Äu-
ßerungsfrist sowie die Un-
gewissheit, ob es zu Ver-

gleichsverhandlungen kommen wird, eine 
unklare Rechtslage darstellten, wurde aus 

MMag.a Dr.in Alexandra Hohenbruck
Mieterschutzverband Tirol

prozessualer Vorsicht gemäß §  37  MRG 
der Antrag auf Überprüfung der vereinbar-
ten Mietzinsvereinbarung – zeitgleich mit 
dem Schreiben an die Vermieterseite – ge-
stellt. Das Verfahren wurde von der Behör-
de eingeleitet.

Noch bevor weitere Verfahrensschritte ge-
setzt wurden, meldete sich die Vermieter-
seite und bekundete ihr Interesse an einer 
außergerichtlichen Erledigung. Daraufhin 
wurden Gespräche hinsichtlich der Höhe 
eines Vergleichsbetrages geführt. Schluss-
endlich konnten eine außergerichtliche Ei-
nigung erzielt und eine gemeinsame Ver-
einbarung geschlossen werden. Auf außer-
gerichtlichem Weg konnte ein Rückzah-
lungsbetrag für zu hohe Mietzinse in Höhe 
von € 8.000,00 erreicht werden. Unser Mit-
glied war sichtlich erfreut und für unsere 
Unterstützung dankbar.

Der Antrag auf Überprüfung der verein-
barten Mietzinsvereinbarung wurde nach 
Abschluss der Vereinbarung sowie nach 
Zahlung des Vergleichsbetrages zurück-
gezogen. Für beide Vertragsparteien konn-
ten somit ein hoher Verfahrensaufwand, ei-
ne mögliche lange Verfahrensdauer sowie 
Verfahrenskosten vermieden werden.

Fazit: Den Mietzins und sämtliche erfor-
derlichen Voraussetzungen rechtzeitig von 
einem/r Expert/in überprüfen lassen so-
wie die Vorgehensweise besprechen!

Eine erfolgreiche 
Fallgeschichte

Das Team des Mieterschutz-
verbandes wünscht Ihnen 

schöne Weihnachtsfeiertage und  
alles Gute für das nächste Jahr!

Das neue Gesetz 
enthält neben 
den bisherigen 
Regeln über die 
Abrechnung von 
Heizungs- und 
Warmwasser-
kosten nun auch 
Regeln zu den 
Kältekosten.
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Immer häufiger sind solche Fälle auch 
Thema unserer Beratungstätigkeit – 
gerade in Zeiten der Corona-Krise mit 

Homeoffice und Wohnen und Arbeiten auf 
engstem Raum. Die Fra-
gen, die sich in diesem 
Zusammenhang stellen, 
sind vielfältig. Was muss 
ich dulden, was nicht, 
wohin kann ich mich 
wenden, wenn der/die 
Nachbar/in sich rück-
sichtslos verhält, was 
sind die Rechtsfolgen? 

Erster Anhaltspunkt ist 
(zumindest in größe-
ren Häusern und Siedlungen) die Hausord-
nung. Insbesondere bei Objekten, die von 
Genossenschaften verwaltet werden, be-
stehen hier oft umfangreiche Vorschriften 
über die Nachtruhe, die Benutzung von Ge-
meinschaftsanlagen und vieles mehr. Zu-
ständig und erster Ansprechpartner ist also 
primär die Hausverwaltung. 

Aber was, wenn die Hausverwaltung die 
Sache bagatellisiert oder sich nicht darum 
kümmert? Oder wenn der/die Störer/in 

Was muss ich  
dulden, was nicht, 
wohin kann ich mich 
wenden, wenn der/
die Nachbar/in sich 
rücksichtslos ver-
hält, was sind die 
Rechtsfolgen? 

trotz eines Mahnschreibens in seinem/ih-
rem Verhalten weiter fortfährt? 

Einerseits kann der/die beeinträchtigte 
Mieter/in direkt gegen den/
die Störer/in vorgehen, und 
zwar mit einer Besitzstö-
rungsklage – das scheitert 
aber oft daran, dass sich Mie-
ter/innen meistens keinen 
Rechtsanwalt/keine Rechts-
anwältin, der/die sie vor Ge-
richt vertritt, leisten können 
oder wollen. Die zweite Mög-
lichkeit ist es, die Miete zu 
mindern, wenn die Störun-
gen massiv und anhaltend 

das Wohnen beeinträchtigen. Rechtsgrund-
lage hierfür ist § 1096 des Allgemeinen 
bürgerlichen Gesetzbuches (ABGB), wel-
cher dem/der Bestandnehmer/in die Mög-
lichkeit zur Mietminderung gibt, und zwar 
ohne Klage. Voraussetzung ist lediglich die 
Mängelrüge, also die Anzeige des störenden 
Verhaltens und dessen Fortbestehen. Die 
Beweislast dafür trägt aber der/die Mieter/
in, und meist stellt sich die Frage, um wie 
viel ich als Betroffene/r die Miete im kon-
kreten Fall mindern kann. 

Frau W. fühlt sich als Außenseiterin in der Siedlung und berichtet, sie werde 
von den meisten Nachbar/innen gemobbt, gefilmt oder beschimpft. Herr G. 
erzählt, dass es ihn massiv stört, wenn der Nachbar auf seinem Balkon eine 
Shisha-Pfeife raucht. Frau N. wiederum beschwert sich über das laute Ge-
streite und Musikhören der Bewohner/innen der Nachbarwohnung, und für 
Herrn H. ist es empörend und nicht akzeptabel, dass Besucher/innen auf den 
Parkplätzen für die Bewohner/innen der Siedlung parken. 

Dr. Andreas Freilinger
Mieterschutzverband Salzburg

Probleme mit den  
„lieben“ Nachbarn 

Bei privat vermieteten Wohnungen bzw. 
Einfamilienhäusern gibt es meist keine 
Hausordnung, hier ist auf die allgemeinen 
gesetzlichen Regelungen wie die Nachtru-
he von 22 Uhr bis 6 Uhr früh zu verweisen. 
In diesem Zeitraum sind Geräusche grund-
sätzlich nur in Zimmerlautstärke erlaubt. 
Außerhalb dessen ist unter anderem auch 
auf die Ortsüblichkeit abzustellen– ein krä-
hender Hahn um 5 Uhr früh ist, wenn man 
am Land wohnt, üblich und dem/der Mie-
ter/in zumutbar, in der Stadt dagegen wür-
de er eine Störung darstellen.

Für den/die Mieterberater/in ergeben sich 
daraus vielschichtige und subtile Heran-
gehensweisen an die Problematik, manch-
mal auch im Wege einer „Mediation“ – oft 
lassen sich solche Konflikte durch kreative 
Ideen lösen. Herrn F. störte das laute Fern-
sehen der schwerhörigen betagten Nachba-
rin bis weit in die Nacht hinein: Sein Schlaf-
zimmer grenzt direkt an ihr Wohnzimmer. 
Eine Einigung kam dadurch zustande, dass 
die Nachbarin nun ab 22 Uhr beim Fernse-
hen Kopfhörer aufsetzt. 

Mit der Novelle 
soll es für Woh-
nungseigentümer/
innen zu einer 
Erleichterung bei 
Änderungen an 
ihrem Wohnungs-
eigentumsobjekt 
kommen.
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Aber zurück zu einem Teil der ge-
planten Änderungen: 
Mit der Novelle soll es für Woh-

nungseigentümer/innen 
zu einer Erleichterung 
bei Änderungen an ihrem 
Wohnungseigentumsob-
jekt kommen. Dies soll in 
Form der Zustimmungs-
fiktion, die für bestimm-
te sogenannte privilegie-
rungswürdige Maßnah-
men gelten soll, erfolgen. 
Die Zustimmung der an-
deren Wohnungseigentü-
mer/innen für diese Maß-
nahmen – ich werde sie 
später noch in Detail anführen – gilt somit 
dann als erteilt, wenn sie von der geplanten 
Änderung entsprechend informiert werden 
und nicht binnen einer Frist von zwei Mo-
naten ab Zugang der Verständigung über 
die geplante Änderung widersprechen. 

Mag.a Barbara Walzl-Sirk
Mieterschutzverband Steiermark

Die wichtigsten Punkte 
der WEG-Novelle 2022
Im heurigen Sommer wurde der Ministerialentwurf zur Novelle, mit welcher 
das Wohnungseigentumsgesetz (WEG) 2002 geändert werden soll, zur  
Begutachtung ausgesandt. Die endgültige Beschlussfassung wird wahr-
scheinlich demnächst erfolgen, sodass die WEG-Novelle 2022 voraussicht-
lich mit 1.1.2022 in Kraft treten wird. Ob dies tatsächlich so sein wird,  
werden wir Ihnen in unserer nächsten Ausgabe des Mietermagazins oder  
auf unserer Homepage www.mieterschutzverband.at mitteilen.

In der übermittelten Verständigung muss 
die geplante Änderung genau beschrie-
ben werden. Weiters muss darin eine Auf-

klärung über die Rechtsfol-
gen, wenn man keinen Wider-
spruch erhebt, enthalten sein. 
Diese Zustimmungsfiktion soll 
aber nur für die behinderten-
gerechte Ausgestaltung eines 
Wohnungseigentumsobjekts 
oder von allgemeinen Teilen 
der Liegenschaft, für die An-
bringung von Photovoltaikan-
lagen an einem Reihenhaus, 
für den Einbau einer Vorrich-
tung zum Langsamladen eines 
Elektrofahrzeugs, für das An-

bringen von Beschattungsvorrichtungen 
und für den Einbau von einbruchssicheren 
Türen gelten. 

Auch die Willensbildung innerhalb der Ei-
gentümergemeinschaft soll durch diese 

Novelle erleichtert werden. So soll es neben 
der bisherigen Regelung der Beschlussfas-
sung eine weitere Möglichkeit geben. Zur 
Erinnerung: Derzeit werden Beschlüsse 
mit der Mehrheit der Stimmen der Woh-
nungseigentümer/innen nach dem Verhält-
nis der Miteigentumsanteile gefasst. Alter-
nativ dazu kann jetzt auch ein Beschluss 
mit der Mehrheit von zwei Dritteln der ab-
gegebenen Stimmen, welche sich ebenfalls 
nach dem Verhältnis der Miteigentumsan-
teile berechnet, gefasst werden. Diese Re-
gelung soll nun jenem Umstand Rechnung 
tragen, dass viele Wohnungseigentümer/
innen nicht an Abstimmungen teilnehmen 
und mit der bisherigen Regelung oft kein 
Beschluss gefasst werden konnte.

Neu soll auch die sogenannte Mindestdo-
tierung der Rücklage sein. Anlass dafür 
war die Tatsache, dass oft viel zu geringe 
Rücklagenbeträge vorgeschrieben wurden 
und dadurch auch die Durchführung not-
wendiger Erhaltungsarbeiten problema-
tisch war. 

Mit der neuen gesetzlichen Regelung soll 
nun ein gesetzliches Mindestmaß dafür 
festgelegt werden. Die Höhe dafür soll sich 
nach dem für eine Wohnung der Ausstat-
tungskategorie D verlautbarten Betrag 
richten, der derzeit € 0,90 pro Quadratme-
ter der Nutzfläche beträgt.

Auch die Auskunftspflicht des Verwalters/
der Verwalterin soll neu geregelt werden. 
So soll der/die Verwalter/in jedem/jeder 
Wohnungseigentümer/in Auskunft über 
die Namen und die Zustellanschriften der 
anderen Wohnungseigentümer/innen ge-
ben, wenn er/sie dies zur Verständigung 
der anderen benötigt.

Wie gesagt: Wir können gespannt sein, ob 
diese Änderungen in der hier geschilder-
ten Form auch tatsächlich so beschlossen 
werden. 
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Liebe Mitglieder! 

Sie wollen auch zwischen den Erscheinungsterminen des Magazins „Der 
Mieterschutz“ mietrechtlich und wohnungspolitisch immer auf dem ak-
tuellsten Stand sein? 

Dann folgen Sie uns doch auf Facebook und Twitter! 

Wir freuen uns auf Sie!

Ich bin Hauptmieter einer Altbauwohnung. Bis 
jetzt haben dort ich, meine Ehefrau und deren 
Tochter aus erster Ehe gemeinsam gewohnt. Nun 
gehen meine Ehefrau und ich in Pension, und wir 
wollen aufs Land ziehen. Meine Stieftochter ist 
mittlerweile 20 Jahre alt, und ich würde ihr gerne 
die Wohnung überlassen. Bevor ich bei der Haus-
verwaltung anfrage, möchte ich wissen, ob das 
überhaupt zulässig ist. 

Im Gegensatz zu leiblichen Kindern oder Adoptivkindern be-
steht kein gesetzliches Eintrittsrecht von Stiefkindern. Diese Dif-
ferenzierung ist zwar im Hinblick auf heutige Familiensituatio-
nen völlig veraltet, der Gesetzgeber hat sich bisher aber nicht 
dazu durchgerungen, hier eine Gleichstellung zu bewirken. Wä-
re Ihre Stieftochter Ihre leibliche Tochter oder Ihre Adoptivtoch-
ter, könnten Sie die Mietrechte an sie abtreten, wenn Sie aus der 
Wohnung ausziehen und zumindest die letzten beiden Jahre im 
gemeinsamen Haushalt gelebt haben. Der Hauptmietzins dürf-
te auch nur bis zu einem beschränkten Betrag erhöht werden. 
Ihre Stieftochter hat dieses Recht leider nicht. Sie müssten mit 
der Hausverwaltung einen komplett neuen Mietvertrag aushan-
deln. Anders wäre die Rechtslage, wenn Sie bei Ihrem Auszug 
Ihre Hauptmietrechte an Ihre Ehefrau abtreten, diese dann mit 
ihrer Tochter zwei Jahre lang einen gemeinsamen Haushalt in 
der Wohnung hat und dann auszieht und die Mietrechte an die 
Tochter abtreten würde. Diese Lösung ist leider nicht sehr prak-
tisch, da Sie in diesem Fall selbst aus der Wohnung ausziehen 
müssten, Ihre Ehefrau aber weitere zwei Jahre drinnen wohnen 
bleiben müsste.

Mein auf zwei Jahre befristetes Mietverhält-
nis läuft demnächst aus. Meine Vermieterin 
will den Vertrag nicht verlängern. Was kann 
ich machen?

Befristete Mietverhältnisse in Mehrparteienhäusern müssen in 
der Regel auf mindestens drei Jahre abgeschlossen werden, an-
dernfalls gelten sie als unbefristete Mietverträge! Da in Ihrem 
Fall die gesetzliche Mindestvertragsdauer unterschritten wurde, 
ist Ihr Mietvertrag unbefristet. Eine Räumungsklage Ihrer Ver-
mieterin wegen Zeitablaufs des Mietvertrags hätte keine Aus-
sicht auf Erfolg.

Mag. Wolfgang Kirnbauer
Mieterschutzverband Wien 

Sie fragen, 
wir antworten:

Wir haben heuer eine sehr hohe Betriebskos-
tennachzahlung gehabt. Nach einer Überprüfung 
hat sich jedoch herausgestellt, dass die Betriebs-
kosten korrekt berechnet wurden. Die Hausver-
waltung hat uns leider viel zu niedrige monatliche 
Akontobeträge vorgeschrieben, wodurch jetzt die 
Nachzahlung entsprechend hoch ist. Die Zahlung 
in Raten wurde seitens der Hausverwaltung abge-
lehnt. Ist das wirklich gesetzlich in Ordnung?

Leider gibt es bis jetzt keine gesetzliche Regelung, wonach eine 
Betriebskostennachzahlung in Raten erfolgen darf. Viele Hausver-
waltungen bieten aber von sich aus Ratenzahlung an. Ebenfalls 
ungeregelt ist die Berechnung der monatlichen Akontovorschrei-
bungen. Es gibt zwar eine Grenze nach oben, es ist aber nicht vor-
geschrieben, dass die Hausverwaltung realistische Beträge, die 
nicht zu niedrig sind, verrechnen muss. Daher kann es leider im-
mer wieder vorkommen, dass unerwartet hohe Nachzahlungen zu 
leisten sind.

Ich bin seit 1989 Mieterin einer Altbauwohnung. 
Die Wohnung wurde im Eigentum mehrmals ver-
kauft. Seit dem letzten Verkauf sind die Betriebs-
kosten, insbesondere die Verwaltungskosten, 
stark gestiegen.

Der Verkauf der Wohnung ändert an Ihrer Rechtsstellung als Mie-
terin nichts. Der/die neue Eigentümer/in hat Sie als Mieterin mit 
gleichen Rechten und Pflichten zu übernehmen. Häufig begehen 
Vermieter/innen den „Fehler“, ob absichtlich oder unabsichtlich 
sei dahingestellt, dass sie sämtliche Kosten, die die Hausverwal-
tung an den/die Wohnungseigentümer/in verrechnet, auf den/
die Mieter/in als Betriebskosten weiterverrechnen. Das ist aber oft 
falsch. Die Betriebs- und sonstigen Kosten, die Ihr/e Vermieter/in 
an die Verwaltung bezahlt, sind nicht die gleichen, die Ihnen als 
Mieterin verrechnet werden dürfen. Der häufigste Fehler betrifft 
das mit den Betriebskosten verrechnete Verwaltungshonorar. Die-
ses ist im Mietrechtsgesetz mit € 3,60 pro Quadratmeter Nutzflä-
che und Jahr limitiert, Wohnungseigentümer/innen bezahlen je-
doch häufig höhere Verwaltungskosten. Ihr/e Vermieter/in muss 
die Differenz aus eigenen Mitteln tragen und darf nicht einfach 
seine/ihre Abrechnung auf Sie überwälzen. Ebenso darf Ihr/e Ver-
mieter/in nicht die Kosten der von der Verwaltung vorgeschriebe-
nen Reparaturbeiträge auf Sie überwälzen.

Im Zuge eines Dach-
bodenausbaus ist es im 
Sommer zu erheblichen 
Wassereintritten in meine 
Mietwohnung gekommen. 
Die Hausverwaltung will 
mir nun Trocknungsgeräte 
in die Wohnung stellen. 
Diese sollen zwei Wochen 
lang Tag und Nacht in Be-
trieb sein. Abgesehen von 
der Lärmbeeinträchtigung 
fürchte ich mich vor den 
Stromkosten.

Notwendige Erhaltungsarbeiten in der 
Wohnung sind von Mieter/innen zu 
dulden, sofern die Maßnahmen zweck-
mäßig und notwendig sind. An der 
Zweckmäßigkeit von Trocknungsgerä-
ten besteht zumeist kein Zweifel. Ge-
mäß § 8 Abs 3 Mietrechtsgesetz (MRG) 
hat Ihnen die Hausinhabung jedoch 
die höheren Stromkosten zu ersetzen. 
Zweckmäßig ist es, sich zu notieren, 
wie lang die Geräte tatsächlich gelau-
fen sind, und sich die Leistung der Ge-
räte zu notieren. Im Streitfall können 
damit der höhere Stromverbrauch und 
die Kosten errechnet werden.

In meiner Betriebskos-
tenabrechnung finden 
sich Entrümpelungs-
kosten für Dinge, die im 
Hof von Unbekannten 
abgestellt wurden. Muss 
ich das auch bezahlen?

Leider können Entrümpelungen an al-
le Mieter/innen weiterverrechnet wer-
den, wenn der/die Verursacher/in 
nicht ausfindig gemacht werden kann. 
Selbst wenn Sie beweisen können, dass 
Sie mit den entrümpelten Gegenstän-
den nichts zu tun haben, ändert das 
nichts daran, dass Sie für die Entrüm-
pelung in den Betriebskosten mitbezah-
len müssen. Sollte jedoch der/die Ver-
ursacher/in klar ermittelbar sein, z. B. 
bei Bauschutt aus renovierten Wohnun-
gen, kann die Verrechnung erfolgreich 
bestritten werden. twitter.com/ 

mieterschutz_at
facebook.com/ 

Mieterschutzverband

zur ordentlichen Landeskonferenz des Mieterschutzverbandes Kärnten  
(ZVR 322853813)

Mittwoch, 22. Dezember 2021, 10.00 Uhr
im Büro des Mieterschutzverbandes Kärnten 
in 9020 Klagenfurt, Benediktinerplatz 5/1

Tagesordnung:                                                                           
• Begrüßung                                                                     
• Rechenschaftsbericht des Vorstandes                      
• Bericht der Rechnungsprüfer                                     
• Entlastung des Vorstandes
• Neuwahl der Vereinsorgane
• Konstituierung des neuen Vorstandes
• Allfälliges und Diskussion

Für den Vorstand:
Wolfgang Bürger (Obmann)
Mag.a Jasmin Klösch-Bergthaler
(Landessekretärin)

einladung

zur ordentlichen Landeskonferenz des Mieterschutzverbandes Oberösterreich  
(ZVR 317555698) und zu den Bezirkskonferenzen der Bezirksorganisationen Linz, 
Steyr, Wels, Innviertel und Salzkammergut

Donnerstag, 12. Mai 2022, 14.00 Uhr
im Büro des Mieterschutzverbandes Oberösterreich 
in 4020 Linz, Lederergasse 21

Tagesordnung:
• Begrüßung
• Rechenschaftsbericht des Vorstandes
• Bericht der Rechnungsprüfer
• Entlastung des Vorstandes
• Neuwahl der Vereinsorgane
• Konstituierung des neuen Vorstandes
• Allfälliges und Diskussion

Für den Vorstand:
Mag. Dr. Walter Windischbauer 
Mag.a Anneliese Schedlberger

einladung

Mag.a Renate Schmoll
Mieterschutzverband Wien
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Wien	

In vielen Fällen konnten wir für unsere Mitglieder die 
Richtigstellung des Mietzinses (Hauptmietzins, 
Untermietzins oder Möbelmiete) und die Rückzah-
lung von zu hohen Mieten erwirken. 
Bei noch aufrechten Mietverhältnissen wurde auch 
jeweils der Mietzins für die Zukunft herabgesetzt. 

Folgende Rückzahlungen konnten wir im letz-
ten halben Jahr für unsere Mitglieder errei-
chen:
2, Ennsgasse	 €	 10.000,00
2, Josefinengasse	 €	 5.127,00
2, Kafkastraße	 €	 7.500,00 
2, Praterstraße	 €	 4.000,00
2, Robertgasse	 €	 2.500,00
2, Rueppgasse	 €	 11.000,00 
3, Custozzagasse	 €	 2.660,00
3, Geusaugasse	 €	 3.000,00
3, Jaquingasse	 €	 10.000,00
3, Marokkanergasse	 €	 858,00
3, Schnirchgasse	 €	 23.892,00
5, Franzensgasse	 €	 227,61
5, Höglmüllergasse	 €	 6.000,00
5, Spengergasse	 €	 15.000,00 
5, Zentagasse	 €	 8.000,00 
7, Halbgasse	 €	 6.716,68
7, Schottenfeldgasse	 €	 8.433,77
7, Zieglergasse	 €	 1.500,00 
8, Laudongasse	 €	 5.000,00
10, Columbusgasse	 €	 5.500,00
10, Hasengasse	 €	 5.000,00
10, Triester Straße	 €	 15.500,00 
10, Waldgasse	 €	 6.000,00 
11, Hauffgasse	 €	 3.500,00
13, Hummelgasse	 €	 227,00
15, Akkonplatz	 €	 3.290,00 
15, Österleingasse	 €	 5.000,00
15, Sechshauserstraße	 €	 2.500,00
15, Tautenhayngasse	 €	 2.700,00
15, Ullmannstraße	 €	 17.000,00
16, Haberlgasse	 €	 4.000,00
16, Habichergasse	 €	 8.000,00 
16, Habichergasse	 €	 10.000,00
16, Haymerlegasse	 €	 2.000,00
16, Menzelgasse	 €	 6.500,00 
16, Rankgasse	 €	 4.000,00
16, Wilhelminenstraße	 €	 14.000,00
17, Helblinggasse	 €	 2.700,00
17, Helblinggasse	 €	 9.000,00
17, Hernalser Gürtel	 €	 5.500,00
17, Hernalser Gürtel	 €	 3.000,00
17, Hernalser Hauptstraße	 €	 997,13
17, Klopstockgasse	 €	 6.270,00 
17, Ottakringer Straße	 €	 1.750,00
18, Lazaristengasse	 €	 3.000,00
18, Weimarer Straße	 €	 6.000,00 

19, Hackhofergasse	 €	 5.500,00
20, Brigittenauer Lände	 €	 2.900,00 

Immer wieder müssen wir feststellen, dass Be-
triebskosten falsch abgerechnet werden, in 
manchen Häusern jedes Jahr wieder. Oft wird 
auch ein Guthaben, das sich aus der Abrechnung 
ergibt, nicht automatisch ausgezahlt. 
Es lohnt sich daher jedenfalls, die Betriebskosten-
abrechnungen von uns überprüfen zu lassen.

Für unsere Mitglieder konnten wir im letzten 
halben Jahr folgende Rückzahlungen errei-
chen:
2, Böcklinstraße	 €	 253,00
2, Negerlegasse	 €	 88,00
6, Gumpendorfer Straße  
(BK 2016–2019)	 €	 1.890,76
16, Grundsteingasse 
(BK 2018 + 2019)	 €	 136,67
16, Seeböckgasse (BK 2018)	 €	 678,08
17, Hernalser Hauptstraße 
(BK 2019 + 2020) 	 €	 287,94 

Auch Entschädigungen für Beeinträchtigungen 
durch Bauarbeiten, die Rückzahlung überhöh-
ter Provisionen oder unzulässiger Ablösen, 
die Bezahlung von Investitionsersatz oder die 
Rückzahlung von zu Unrecht zurückbehalte-
nen Kautionen können wir immer wieder für un-
sere Mitglieder erwirken. 

Im letzten halben Jahr waren das folgende 
Zahlungen:
Kautionen
2, Hofenedergasse	 €	 2.670,00
3, Lilienthalgasse	 €	 900,00 
7, Westbahnstraße	 €	 1.260,00
7, Zieglergasse	 €	 1.997,87
9, Marktgasse	 €	 290,00
10, Raaberbahngasse	 €	 2.843,00
16, Habichergasse	 €	 838,21
16, Redtenbachergasse	 €	 2.184,13

Sonstiges
1, Karlplatz (Mietzinsminderung)	 €	 6.600,00
2, Jakov-Lind-Straße 
(illegale Ablöse)	 €	 9.500,00 
2, Volkertplatz 
(fehlerhafte Indexierung)	 €	 57,56
3, Eslanergasse 
(Entschädigung, § 8/3)	 €	 2.000,00 
16, Brunnengasse (falsch 
verrechnete Reparaturrücklage)	 €	 1.544,00 

Steiermark

Wir bemühten uns in der Steiermark mit Erfolg!
Wir stellen immer wieder fest, dass bei den Be-
triebskostenabrechnungen Positionen verrech-

Wir konnten wieder zahlreiche 
Rückzahlungen für unsere 
Mitglieder erreichen, die aus zu 

hohen Mietzinsen, überhöhten Betriebs-
kosten oder sonstigen unzulässigen Zah-
lungen resultierten.

Unsere Erfolge lassen sich aber 
nicht nur in Geld messen!
In zahlreichen Fällen konnten wir errei-
chen, dass der Hausinhabung obliegende 
Erhaltungsarbeiten, die zunächst im-
mer wieder aufgeschoben wurden oder de-
ren Notwendigkeit verneint wurde, doch 
durchgeführt wurden. 

Oft  wurden vor unserem Einschreiten die 
Mieter/innen monatelang vertröstet. In 
manchen Fällen mussten wir sogar einen 
Zwangsverwalter beantragen, bevor dann 
die notwendigen Arbeiten endlich erledigt 
wurden.

net werden, die keine Betriebskosten im Sinne des 
MRG darstellen. Eine Überprüfung lohnt sich im-
mer, auch wenn Sie auf der Betriebskostenabrech-
nung ein Guthaben haben. 

Wir konnten für unsere Mitglieder an zu viel bezahl-
ten Betriebskosten zurückholen:
Bahnhofgürtel	 €	 395,76
Mandellstraße	 €	 218,28
Schönaugasse  	 €	 627,95
Burgring  	 €	 283,51
Leonhardstraße   	 €	 1.108,21
Schönaugasse	 €	 683,64 

An zu viel bezahlten Mietzinsen konnten wir für 
unsere Mitglieder zurückholen:
Färbergasse	 €	 991,41
Grillparzerstraße	 €	 24.500,00
Mandellstraße	 €	 9.000,00
Sparbersbachgasse 	 €	 2.800,00

Sonstige Erfolge
Die Firma V. erhielt durch unsere Intervention ei-
nen Pauschalbetrag von € 700,00 an Heizkosten 
zurück.

Familie Sch. konnte durch unsere Intervention be-
reits im ersten Jahr (nach fünf Monaten) ohne Ein-
haltung einer Kündigungsfrist und eines Kündi-
gungstermins ausziehen und erhielt die gesamte 
Kaution in der Höhe von € 2.100,00 zurück.

Frau J. P. wurde durch unsere Intervention der Ge-
schirrspüler repariert.

Frau A. W. konnte durch unsere Intervention vor-
zeitig aus dem gemieteten Haus ausziehen. Da-
durch ersparte sie sich € 1.200,00 an Mietzins-
zahlung und erhielt die Kaution in der Höhe von 
€ 1.500,00 zurück.

Herr R. konnte durch unsere Intervention vorzei-
tig ausziehen, erhielt die Vermittlungsprovision 
zurück und auch Übersiedlungskosten ersetzt. 
Insgesamt betrug der Gewinn für unser Mitglied 
€ 10.200,00.

Frau T. erhielt durch unsere Intervention die ge-
samte Kaution in der Höhe von € 2.400,00 zu-
rück, weiters ein Anerkenntnis der getätigten 
Mietzinsminderung und eine weitere Pauschal-
abgeltung in der Höhe von € 500,00.

Oberösterreich

Ablöse für die vorzeitige Aufgabe der Miet-
rechte 
Herr O. aus Steyregg	 €	 15.000,00

Kaution
Frau M. aus St. Martin 	 €	 1.018,00
Frau F. und Frau E. aus Braunau	 €	 500,00
Familie St. aus Hagenberg	 €	 1.000,00
Frau C. aus St. Georgen	 €	 8.600,00
Frau H. aus Öpping	 €	 1.300,00
Frau B. aus Mauthausen	 €	 1.885,00
Herr G. aus Altenberg	 €	 1.350,00
Herr R. aus Linz	 €	 1.400,00
Frau F. aus Waldkirchen	 €	 5.000,00 
Frau F. aus Gmunden	 €	 3.150,00
Frau M. aus Pucking	 €	 1.850,00
Frau S. aus Seewalchen	 €	 3.500,00
Herr K. aus Wels	 €	 2.758,71
Frau G. aus Linz	 €	 2.500,00
Frau R. aus Linz	 €	 4.110,00
Herr H. aus Wels	 €	 600,00

Unrechtmäßig verrechnete Betriebs- und
Heizkosten
Herr R. aus St. Marien	 €	 116,54
Herr B. aus Wien	 €	 115,41
Frau H. aus Ebensee 	 €	 79,34
Herr K. aus Linz	 €	 1.687,66
Firma Y. aus Ennsdorf	 €	 639,47
Frau St. aus Neuzeug	 €	 721,86
Herr K. aus Linz	 €	 663,98
Herr H. aus Linz	 €	 230,93
Frau F. aus Bad Ischl	 €	 1.175,15
Herr R. aus Eggendorf	 €	 300,00
Herr L. aus Wels	 €	 1.296,01
Frau S. aus Strengberg	 €	 390,61
Herr L. aus Wels	 €	 758,68
Herr R. aus Wels	 €	 202,15

Rückzahlung von zu hohen Mieten
Herr W. aus Linz	 €	 2.300,00

Unrechtmäßige Indexnachverrechnung 
Herr O. aus Steyregg	  €	 269,19

Mietminderung
Frau F. aus Linz 	 €	 2.500,00
Herr A. aus Eferding	 €	 350,00
Herr K. aus Linz	 €	 700,00
Herr Ing. W. aus Linz	 €	 835,00
Herr S. aus Wels	 €	 498,00
Herr P. aus Ostermiething 	 €	 1.096,00
Frau L. aus Linz 	 €	 1.144,00
Herr Sch. aus Linz  	 €	 415,80

Unberechtigte Schadenersatzforderung 
Firma O. aus Traun	 €	 1.206,00
Herr N. aus Stadl-Paura	 €	 521,38
Herr K. aus Enns	 €	 2.625,00

Schadenersatz
Herr T. aus Linz	 €	 2.400,00
Frau Sch. aus Ried	 €	 750,59
Herr E. aus Schwaz	 €	 1.634,05

Vorzeitige Auflösung – Mietenersparnis: 
Frau M. aus St. Martin 	 €	 5.041,68
Frau K. aus Niederneukirchen 
(samt Kaution)	 €	 2.500,00
Frau A. aus Linz (samt Kaution)	 €	 4.155,00
Frau G. aus Mauthausen	 €	 2.690,00
Herr L. aus Linz	 €	 7.294,10  
Frau B. aus Steyr	 €	 4.673,90
Herr E. aus Attnang-Puchheim	 €	 1.444,66

Sonstige Erfolge
Frau G. aus Bad Hall: Auf Wunsch der Mieterin 
wurde die Wohnungszuteilung storniert.
Herr P. aus Bad Hall: Verzicht auf Einhaltung der 
Kündigungsfrist (Mietenersparnis: € 957,00) und 
Überweisung des BK-Guthabens in der Höhe von 
€ 211,17.
Herr Sch. aus Linz: Die undichte Stelle am Dach 
wurde saniert.
Frau Sch. aus Linz: Die Genossenschaft, die nur 
an einen bestimmten Personenkreis vermietet, hat 
das Eintrittsrecht der Töchter akzeptiert.
Herr G. aus Linz: Die Immobiliengesellschaft er-

neuert nun doch das mehr als 40 Jahre alte Bad.  
Frau Y. aus Langenstein: Der beschädigte Parkett-
boden wurde von der Genossenschaft saniert.
Herr D. aus Linz: Anbringen von neuen Außen-
jalousien.
Frau E. aus Linz: Rücklagenrefundierung in der 
Höhe von € 1.796,94.

Salzburg

Die Vermieterin von Herrn S. aus St. Gilgen hat die 
Betriebskosten falsch abgerechnet und um 
€ 2.760,00 zu viel verlangt. Der Mieter hat uns erst 
kontaktiert, nachdem er die gesamte Nachzahlung 
geleistet hatte. Erst nach Klagsandrohung durch 
uns war die Vermieterin bereit, den zu viel bezahl-
ten Betrag zurückzubezahlen.

Das Mietverhältnis von Frau N. aus Salzburg war 
durch jahrelange Streitigkeiten mit dem Ver-
mieter geprägt. Schließlich konnte für Frau N. 
eine neue Wohnung gefunden werden. Das bis-
herige Mietverhältnis wurde einvernehmlich been-
det, und der Vermieter hat aufgrund unserer Inter-
ventionen eine Übersiedlungshilfe in Höhe von 
€ 15.000,00 an unser Mitglied bezahlt.

Herr M. wurde vom Anwalt des Vermieters mit des-
sen Eigendarf konfrontiert und beauftragte uns 
mit der Vertretung seiner Interessen. Noch bevor 
ein Kündigungsverfahren eingeleitet wurde, konn-
te eine außergerichtliche Einigung erzielt werden: 
Demnach hat der Mieter noch ein Jahr – bei gänz-
licher Mietfreistellung – Zeit, um auszuziehen, und 
erhält bei der Räumung überdies eine Ablösezah-
lung in Höhe von € 5.000,00.

Frau D. erhielt durch unsere Intervention 
€ 2.300,00 aus zu viel bezahltem Mietzins zu-
rück. Der von der Mieterin laut Mietvertrag bezahl-
te Hauptmietzins lag eindeutig über dem höchst-
zulässigen Mietzins (Richtwertzins) – ein Antrag auf 
Feststellung vor dem Magistrat konnte unterblei-
ben, da sich der Vermieter freiwillig zur Rückzah-
lung bereit erklärte. 

Jeden Sommer überprüfen wir eine Unzahl von Be-
triebskostenjahresabrechnungen. Neben zahl- 
reichen kleineren Beträgen erreichten wir für unser 
Mitglied, Herrn Sch. aus Salzburg, eine Rückzah-
lung von € 1.863,61, für unser Mitglied, Frau H. 
aus Zell am See, eine Rückzahlung von € 2.562,00 
und für Herrn C. aus Mattighofen eine Rückzah-
lung von € 1.110,00.

Die Betriebskostenabrechnungen 2018 und 
2019 unsers Mitglieds Dr. H. aus Salzburg wa-
ren unverständlich und enthielten Instandhaltungs-
kosten. Wir konnten die vom Vermieter geforderte 
Nachzahlung um € 3.500,00 verringern.

Frau F. ersuchte um Überprüfung einer Betriebs-
kostenabrechnung aus einem ehemaligen Miet-
verhältnis, da ihr diese zu hoch erschien, und wir 
mussten feststellen, dass der Vermieter auch die 
Rücklage auf die Mieterin überwälzt hatte. Wir 
wandten uns an den Vermieter mit der Aufforde-
rung, die Abrechnung zu korrigieren und der Mie-
terin das daraus erwachsene Guthaben von mehr 
als € 1.500,00 auszubezahlen. Der Anwalt des 
Vermieters behauptete zunächst, es handle sich 
um einen Pauschalmietzins, worauf es jedoch kei-
nerlei Hinweise gab. Es deutete alles auf eine ge-
richtliche Auseinandersetzung hin, bis sich der Ver-
mieter plötzlich unter dem Druck der rechtlichen 
Argumente doch bereit erklärte, der Mieterin frei-
willig einen Betrag in Höhe von € 1.000,00 zurück-
zuerstatten 

Niederösterreich

Bezirk Baden
Korrektur der Betriebskostenab- 
rechnung bezüglich einer Rechnung 	 € 	 1.844,07

Korrektur der monatlichen 
Mietzinsvorschreibung	 €	 62,66
Betriebskostenkorrektur	 €	 119,47
Betriebskostenkorrektur	 €	 110,65

Bezirk Bruck/Leitha
Korrektur der Betriebskosten- 
abrechnung, Anteil unseres Mitglieds	 €	 68,02
Korrektur der Wasserabrechnungen 
in Betriebskostenabrechnungen, 
Anteil unseres Mitglieds	 €	 1.439,03

Bezirk Krems
Korrektur der Kautionsabrechnung	 €	 542,79

Bezirk Gänserndorf
Korrektur der 
Betriebskostenabrechnung, 	 €	 727,96 
davon Anteil unseres Mitglieds	 €	 26,04

Bezirk Korneuburg
Vergleich über eine 			 
Kautionsrückzahlung	 € 3.432,00

Bezirk Mödling
Korrektur der 
Finanzierungsbeitragsabrechnung	 €	 2.469,86

Bezirk St. Pölten
Mietzinsminderung	 €	 700,00
Betriebskostenvergleich	 €	 3.076,17
Wertsicherungsberechnungskorrektur	€	 86,90

Bezirk Tulln
Ersatz von Investitionskosten	 € 	 500,00
Kautionsrefundierung	 € 	 980,00

Bezirk Wr. Neustadt 
Vergleich über Mietzins/Ablöse	 € 	 2.000,00
Refundierung im Zusammenhang 
mit der Mietvertragsbeendigung	 € 	 542,28
Kautions- und Heizkostenvergleich	 € 	 500,00
Restkautionsrefundierung	 € 	 1.500,00
Korrektur der monatlichen 
Mietzinsvorschreibung 	 € 	 147,39
sowie die Durchführung von 
Instandhaltungsarbeiten

Tirol

Mietzinsrückerstattung	 € 	 41.449,90 
Betriebs- und Heizkosten	 € 	 6.289,32 
Kaution	 € 	 30.432,02 
Schadenersatz	 € 	 245,00 
Investitionen	 € 	 0,00
Ablöse	 € 	 2.000,00
Sonstiges	 € 	 986,16
GESAMT 	 €	 81.402,40

Kärnten

Greifenburg: Unsere Mitglieder, Familie S. 
und Familie O., erhielten eine Mietablöse von 
€ 75.000,00.

Klagenfurt: Frau T. wurde die Kaution von 
€ 3.500,00 zurückerstattet.

Klagenfurt: Im Zuge eines Betriebskostenverfah-
rens wurde unserem Mitglied, Frau F., ein Betrag 
von € 350,00 zugesprochen.

Klagenfurt: Im Zuge einer Betriebs- und Mietzins-
überprüfung erhielten unsere Mitglieder einen Be-
trag von € 1.500,00 zurück.

Klagenfurt: Der Vermieter weigerte sich, die Ka-
minsanierung in der Höhe von € 7.500,00 durch-
zuführen. Aufgrund unserer Intervention erfolgte 
die Sanierung.

Erfolgs- 
notizen
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In dieser Ausgabe findet sich auch ein Ar-
tikel über das neue Heiz- und Kältekos-
tenabrechnungsgesetz. Während dieses 

Gesetz alle Häuser gleich behandelt, sofern 
eben die Anwendungsbedingungen vorlie-
gen, stellt das Mietrechtsgesetz (MRG) be-
züglich seiner Vollanwendung nach wie 
vor auch auf das Baubewilligungsdatum 
ab, also auf das Alter des Gebäudes. Da-
durch wird aber der Vollanwendungsbe-
reich des MRG, was die Gesamtzahl der 
Wohnungen betrifft, durch nicht geförderte 
Neubauten prozentuell immer geringer. Für 
die sogenannten Genossenschaftswohnun-
gen gilt hingegen ein eigenes Gesetz, das 
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz (WGG). 
Wichtige Bestimmungen, die eben nur in 

>Kritische Stimme<
der Vollanwendung gelten, z. B. Mietzins-
höhe, Regeln über Instandhaltung, Be-
triebskosten, Investitionsablöse oder verbo-
tene Ablöse, gelten daher für einen immer 
geringeren Prozentsatz von Wohnungen.

Nun erleben wir aktuell Zeiten, in denen 
die Mieten durchschnittlich stärker an-
steigen als viele andere Kosten. Steigende 
Mieten wirken sich aber auch auf den Ver-
braucherpreisindex aus, und dieser ist wie-
derum die Grundlage für viele Wertsiche-
rungsbestimmungen in Mietverträgen. Da-
bei trifft gerade die Corona-Situation Men-
schen, die teilweise nicht mehr wissen, wie 
sie diese steigenden Mieten finanzieren 
sollen. Man sollte daher auf Gesetzgeber-

seite schon einmal darüber nachdenken, 
ob ein System, das teilweise auf dem Alter 
von Gebäuden basiert, und daher auch auf 
Stichtagen, die seit 39 Jahren nicht mehr 
angepasst wurden, wirklich noch sinnvoll 
ist oder ob es sich hier um eine nicht mehr 
zeitgemäße Differenzierung handelt. 

Mag. Wolfgang Czuba
Mieterschutzverband  

Niederösterreich

Wien
Sie erreichen unser Sekretariat telefonisch:
Tel: 01/523 23 15
Mo. bis Fr. von 10 bis 12 Uhr
oder per Fax 01/52 30 41 39
E-Mail: office@mieterschutzwien.at

Unsere Sprechstunden finden nur nach telefoni-
scher Vereinbarung statt (Tel: 01/523 23 15):
in 1070 Wien, Döblergasse 2: täglich
in 1020 Wien, Praterstraße 25: Mi. von 14.30 
bis 18 Uhr und Do. von 14 bis 17 Uhr 
www.mieterschutzwien.at

Steiermark
8010 Graz
Sparbersbachgasse 61
Tel: 0316/38 48 30, telefonisch täglich erreichbar: 
von Mo. bis Fr. von 8.30 bis 12 Uhr 
Sprechstunden: Mo. von 14 bis 17 Uhr, 
Mi. von 14 bis 19 Uhr, Fr. von 8.30 bis 12 Uhr
TERMINVEREINBARUNG erforderlich! 

8700 Leoben 
Jeden 2. Di. im Monat von 10 bis 11 Uhr,  
nur nach telefonischer Vereinbarung  
(Tel: 0316/38 48 30), Ort wird bekannt gegeben

8680 Mürzzuschlag 
Kirchengasse 10, „Café Jo eh“, jeden 1. Di. im 
Monat von 10 bis 11 Uhr, nur nach  
telefonischer Vereinbarung (Tel: 0316/38 48 30)

8605 Kapfenberg
Grazerstraße 9, „Restaurant Schicker“, jeden  
3. Di. im Monat von 10 bis 11 Uhr, nur nach  
telefonischer Vereinbarung (Tel: 0316/38 48 30)

Oberösterreich
4020 Linz
Lederergasse 21 
Tel: 0732/77 12 88, Fax: 0732/79 73 51 
Mo. bis Fr. von 9 bis 13 Uhr, 
Mi. auch von 14 bis 17 Uhr 
Bitte um telefonische Voranmeldung!

4400 Steyr
Pachergasse 8 (Räumlichkeiten von Easy Lear-
ning), jeden 3. Mo. im Monat von 9 bis 13 Uhr

4600 Wels 
Roseggerstraße 8 (Räumlichkeiten der AK) 
Tel: 0680/219 38 48, jeden Di. von 9 bis 12 Uhr

4910 Ried i. I. 
Rathaus, Wohnungsabteilung, Eingang Roßmarkt 
jeden 2. Di. im Monat von 13.30 bis 15.30 Uhr

4780 Schärding 
Denisgasse 8, „Gasthaus Bräustüberl Bums’n“ 
jeden 2. Di. im Monat von 9.30 bis 11.30 Uhr

4820 Bad Ischl 
Stadtamt, 1. Stiege, 2. Stock, Zimmer 24 
jeden 1. Fr. im Monat von 10 bis 12 Uhr

4802 Ebensee
Gemeindeamt, Zimmer 9
jeden 1. Fr. im Monat von 13 bis 14 Uhr

Niederösterreich
2700 Wiener Neustadt
Eyerspergring 7, Tel: 02622/231 76 
Sprechstunde Di. von 14 bis 17 Uhr 
Termine nach telefonischer Vereinbarung 
(Mo. bis Do. 10 bis 12 Uhr)

2500 Baden
Palffygasse 1, Tel: 02252/448 10  
jeden Mi. von 14 bis 17 Uhr  
Telefonische Voranmeldung in Wiener Neustadt 
erbeten (Tel: 02622/231 76)

3100 Sankt Pölten
Heßstraße 4 (im Hof rechts) 
Sprechstunde Fr. von 10 bis 13 Uhr, 
nur nach telefonischer Voranmeldung:  
Tel: 02622/231 76 (Mo. bis Do. von 10 bis 12 Uhr)

Salzburg
5020 Salzburg
Hofhaymer Allee 9–11, Tel: 0662/84 12 52 
Fax: 0662/84 12 52-5 
Termin nach Vereinbarung! 
Öffnungszeiten: 
Mo. bis Fr. von 8.15 bis 12.15 Uhr und 
Mo. und Do. auch von 14 bis 16 Uhr

Tirol
6020 Innsbruck
Müllerstaße 27, 1. Stock 
Tel: 0512/57 40 35 
E-Mail: office@msv-tirol.at 
Sprechstunden: Mo. bis Fr. von 9 bis 12 Uhr, 
Di. auch von 17 bis 19 Uhr und nach Vereinbarung

Kärnten
9020 Klagenfurt
Benediktinerplatz 5/1, Tel: 0463/51 30 92 
Mo. bis Do. von 8 bis 12 Uhr und nach Vereinbarung
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